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Klein, aber international
Das Spital im Val Müstair empfängt seit zwei Jahren auch Patienten aus Südtirol – nun könnte das Pilotprojekt verlängert werden

ELENA OBERHOLZER, VAL MÜSTAIR

Am östlichsten Zipfel der Schweiz liegt
das Val Müstair. 1500 Menschen leben
hier. Es gibt sechs Dörfer, einen Volg,
einen Denner, ein paar Hotels, ein Ski-
gebiet. Und ein kleines Spital mit vier
Patientenzimmern in Santa Maria. In
der Schweiz sind zwei Drittel aller Spi-
täler in finanzieller Not, wie eine Stu-
die desWirtschaftsprüfers KPMG jüngst
zeigte.Die Kosten steigen, insbesondere
beim Personal. Zwischen 1998 und 2022
hat sich die Zahl der Spitäler in der
Schweiz halbiert, von 203 auf 101. Man
hat Spitäler zusammengelegt und zig
kleine Einrichtungen geschlossen, um
Kosten zu sparen.

Das Spital imVal Müstair aber bleibt
offen.Ausgerechnet hier, am Rande der
Schweiz, schreibt eine Gesundheitsein-
richtung schwarze Zahlen. Dabei ist die
Gesundheitsversorgung in den Berg-
tälern eine besondere Herausforde-
rung.Das nächste Spital ist oft weit weg.
Die wenigenÄrztinnen undÄrzte müs-
sen stets abrufbar sein und jeden Be-
reich der Medizin beherrschen. Gleich-
zeitig kommt wenig Kundschaft. Um
mehr Umsatz zu machen, geht man im
Val Müstair buchstäblich über Grenzen:
Das Spital empfängt Patientinnen und
Patienten aus Südtirol.

Das Spital steht an der Hauptstrasse,
die durch das Tal führt. Es ist bekannt

als das kleinste Spital der Schweiz.Aber
es ist mehr: Im vergangenen Jahrzehnt
ist das Spital zum Gesundheitszentrum
herangewachsen, zum Center da sandà
Val Müstair. Es betreibt eine Hausarzt-
praxis, eine Spitex, einen Zahnarzt, eine
Physiotherapie, eine psychiatrische Be-
ratung, ein Altersheim. All-inclusive-
Gesundheitsversorgung ist die Philoso-
phie.Das erfüllt denWunsch vieler Ein-
heimischer: im Tal versorgt zu werden.

Alleskönner gesucht

Im Center da sandà arbeiten 120 Per-
sonen, unter ihnen fünf Ärztinnen und
Ärzte und zwei Assistenzärzte. Im Zen-
trum teilen sich Altersheim, Spitex und
Spital die Ressourcen, zum Beispiel für
das Personalwesen. Und wenn im Spital
einmal Leute fehlen, können Mitarbei-
tende aus dem Altersheim einspringen.
Mit dieser Strategie kann das Gesund-
heitszentrum Defizite vermeiden.

Im Spital werden im Schnitt vier bis
fünf Patientinnen und Patienten täglich
behandelt, die Obergrenze liegt bei zehn
bis zwölf. An einem Dienstag im Som-
mer heisst das für den Chefarzt Theo-
dor von Fellenberg: drei Darmspiege-
lungen. Theodor von Fellenberg führt
im Zickzack durch das Spital. Erste
Tür: Notfallzimmer. Zweite Tür: Haus-
apotheke. Dritte Tür: Ultraschall. Und
gleich gegenüber: das Labor. Fellen-

berg sagt: «Wir machen hier fast alles,
was man in einem grossen Spital auch
macht.» Fellenberg hebt die Stimme,
Blick zur Laborantin, stolz: «Oder was
machen wir hier nicht,was man in einem
grossen Spital macht?»

Theodor von Fellenberg kam vor
mehr als zwanzig Jahren insVal Müstair,
seit 2006 ist er Chefarzt. Aufgewach-
sen ist Fellenberg in Solothurn. Nach
der Ausbildung arbeitete er als Tropen-
arzt und Infektiologe in Haiti und Sim-
babwe. Dann plante er die Rückkehr in
die Schweiz und sah, dass man im Val
Müstair einen Arzt suchte. Ein Kollege
sagte ihm: «Da ziehen sie sogar noch
Zähne im Spital!» Das fand er gut.

Wenn Fellenberg über das Spital
spricht, schwärmt er. Ein einzigarti-
ger Ort sei das. Fellenberg ist Genera-
list. Und hat imVal Müstair seine Beru-
fung gefunden. Hier muss man als Ärz-
tin oderArzt so gut wie alles können.Da
das Spital so klein ist, stellt man keine
Spezialisten an. Fellenberg sagt: «Ich
würde mich langweilen, wenn ich nur
ein Organ behandeln dürfte.»

Doch in der Medizin werden heute
kaum mehr Generalistinnen und Gene-
ralisten ausgebildet.Das beschäftigt Fel-
lenberg.Assistenzärzte kommen für die
zweijährige Ausbildung gerne ins Val
Müstair. Aber Leute zu finden, die län-
ger bleiben wollen, sei schwer, sagt Fel-
lenberg. Ohne Generalisten sterbe die

Gesundheitsversorgung in der Periphe-
rie. Das Spital in Santa Maria wurde im
Jahr 1934 gebaut. Davor, so erzählt man
es sich hier, hat ein Arzt die Einheimi-
schen in seiner Küche behandelt und im
Notfall operiert.Wurde die Behandlung
zu kompliziert, lud man die Person auf
einen Heuwagen und fuhr sie auf holp-
rigen Strassen über den Ofenpass nach
Zernez. In der Ausschreibung für den
ersten Arzt des Spitals in Santa Maria
stand, die Person müsse «alle Einwoh-
ner des Tals ärztlich behandeln und be-
suchen, wann er gerufen wird und so oft
er es für nötig empfindet».

Im Spital hatTheodor von Fellenberg
überall etwas zu besprechen: eine Rück-
frage hier, eine Antwort da. Im Vorbei-
laufen sagt er zu einem alten Mann mit
Verband am Handgelenk: «Sieht gut
aus, gell.» Immer wieder klingelt das
Telefon. Dann sagt Fellenberg in den
Hörer: «Wahrscheinlich hat er einfach
die Medis nicht genommen. Frag mal.»

Fellenberg kennt die Leute hier im
Tal, und die Leute kennen ihn. Um ab-
schalten zu können, hat er gelernt, die
Krankheitsgeschichte seiner Patientin-
nen und Patienten zu vergessen, sobald
er das Spital verlässt.Aber klar:Wer Pri-
vatsphäre sucht, ist in diesem Tal falsch.
Man weiss, wo Fellenberg wohnt und
wann er Ferien macht. Er sagt: «Würde
ich einen groben Fehler machen,müsste
ich das Tal verlassen.»

Fellenberg hat sich in den vergange-
nen zwanzig Jahren stark für dieses Spi-
tal und die Menschen im Tal eingesetzt.
Als in den nuller Jahren die Spitalver-
sorgung im Kanton Graubünden neu
organisiert wurde, hat man im Spital im
Val Müstair Leistungen gestrichen. Die
chirurgische Abteilung wurde geschlos-
sen, ebenso die Geburtenabteilung. Fel-
lenberg protestierte. Den Leuten in der
Peripherie mute man mehr zu, sagt er.

Aber was passiert, wenn bei Schnee-
fall oder Lawinengefahr der Ofenpass
geschlossen ist?Wenn dasWetter keinen
Helikopterflug zulässt? Die Wege aus
diesemTal sind weit. Einmal die Stunde
fährt das Postauto über den Ofenpass
nach Zernez, mit dem Auto dauert die
Fahrt ohne Verkehr etwa 45 Minuten.
Eine Zuglinie gibt es nicht. Das nächste
Spital in Samedan ist 1 Stunde und
15 MinutenAutofahrt entfernt.

Im Notfall über die Grenze

Weil das Val Müstair abgelegen ist, ist
eine Schliessung des Spitals laut Kan-
ton ausgeschlossen. Doch wie in vielen
Bergtälern der Schweiz ist die Bevöl-
kerung auch im Val Müstair überaltert.
Und die Jungen ziehen weg. Heisst: In
Zukunft wird es im Tal immer weniger
Kundschaft geben. Und immer weniger
Einnahmen für das Spital.

Schon vor Jahren überlegte sich Fel-
lenberg gemeinsam mit anderen Perso-
nen aus der Institution deshalb, wie das
Spital den Umsatz sichern kann. Die

Idee liegt nur vier Kilometer entfernt:
eine Zusammenarbeit mit den Leu-
ten «dusse», wie sie im Tal sagen. Also:
mit Südtirol, Italien. Die Südtiroler Ge-
meinde Taufers liegt an der Schweizer
Grenze und hat 960 Einwohnerinnen
und Einwohner.Das nächste italienische
Spital steht in Schlanders, 30 Kilometer
weit weg. Fellenberg und seine Kollegen
schlugen vor, in der Notfallpraxis auch
Patientinnen und Patienten aus Taufers
zu behandeln. Das war 2005.

Mit dem Vorschlag gingen sie da-
mals bis nach Bern und Rom. Sie schei-
terten an Italien.Und versuchten es wie-
der und wieder. 2020 kam die Pandemie,
es gab eine Änderung im italienischen
Gesundheitssystem. Neu ist statt Rom
nun die Landesregierung Bozen gefragt
bei Gesundheitsthemen. Bozen willigte
ein, der Kanton Graubünden ebenfalls.
Im Sommer 2022 startete die grenzüber-
schreitende Zusammenarbeit zwischen
dem Val Müstair und Taufers in Form
eines Pilotprojektes.

Das funktioniert so: Patientinnen und
Patienten aus Taufers dürfen im Notfall
statt nach Schlanders insVal Müstair fah-
ren.Dafür könnten sie sich beim Südtiro-
ler Rettungsdienst, dem Weissen Kreuz,
melden.Doch diemeisten kommen allein
über die Grenze und stehen irgendwann
unangekündigt im Spital. Abgerechnet
wird über den Südtiroler Sanitätsbetrieb.

10 Prozent des Umsatzes

Im Sommer 2024 ist das Projekt zwei
Jahre alt, die Gemeindepräsidentin von
Val Müstair, Gabriella Binkert Bec-
chetti, und die Institutionsleitung des
Center da sandà sagen, sie seien zufrie-
den. Und die Patientinnen und Patien-
ten aus Taufers auch. Täglich kommen
sie über die Grenze in die Notfallpraxis.
Manchmal sind es zwei,manchmal mehr.
Laut Spital bringen die Gäste aus Ita-
lien etwa 10 Prozent des Umsatzes. Die
Abmachung ermöglichte demCenter da
sandà, einen fünften Arzt anzustellen.

Das Val Müstair und das westliche
Südtirol liegen zwar in zwei Ländern,
aber in derselben Region. Man spricht
dieselbeSprache,hatdieselbeMentalität.
Täglich kommen 450 Grenzgängerinnen
und Grenzgänger aus Italien ins Müns-
tertal, um zu arbeiten. In der Schweiz
profitiert man von den Menschen ennet
derGrenze.Sie bewahrendieFirmenvor
dem Fachkräftemangel, helfen derWirt-
schaft. Und nun auch dem Spital.

Das grenzübergreifende Spitalpro-
jekt ist bis Ende Jahr befristet. InTaufers
und im Spital hofft man, dass es um wei-
tere drei Jahre verlängert wird. Laut
der Gemeinde stehen die Chancen gut.
Der Chefarzt Theodor von Fellenberg
träumt aber schon weiter. Man könnte
ja die nächsten Südtiroler Gemeinden
in die Abmachung einbinden, sagt er.
Die Leute aus Glurns, eine Nachbar-
gemeinde von Taufers, hätten schon be-
kniet. Sie wollten auch kommen.

Das Center da sandà in Santa Maria wurde 1934 gebaut und steht auf 1350 Metern über Meer. ELENA OBERHOLZER / NZZ

Bastien Girod
gibt Rückzug
bekannt
Meret Schneider
folgt im Nationalrat nach

pop. · Der Zürcher Grünen-National-
rat Bastien Girod hat seinen Rücktritt
erklärt. Dem «Tages-Anzeiger» sagte
der 43 Jahre alte Politiker, man müsse
«aufhören, wenn es am schönsten ist».
Er habe in den 17 Jahren im National-
rat viele wichtige Projekte erfolgreich
abschliessen können, «jetzt ist es Zeit
für einen Rollenwechsel vom Politi-
ker hin zum Umsetzer». Dabei ver-
wies er auf seine Tätigkeit beim Be-
ratungsunternehmen Deloitte, für das
er seit diesem Frühling arbeitet. Als
Girods Nachfolgerin rückt die 32-jäh-
rige Meret Schneider nach, die bei den
letztenWahlen abgewählt wurde.
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Den Bankchefs geht’s ans Portemonnaie
In den kantonalen Parlamenten wächst der Unmut über die hohen Boni der Staatsbanken

ERICH ASCHWANDEN

Die Kantonalbanken sind ein Goldesel
für die Finanzdirektoren. Jahr für Jahr
erwirtschaften sie Rekordgewinne und
alimentieren damit die Staatskassen. An-
gesichts des scheinbar nie versiegenden
Geldflusses dürften die Chefs eigent-
lich Dankbarkeit von der Politik erwar-
ten. Doch das Gegenteil ist der Fall. In
immer mehr Kantonen wird der Ruf laut,
die Managerlöhne der jeweiligen Staats-
bank zu deckeln.

Das vorläufig letzte Beispiel ist der
Kanton Uri. Dort fordert die Mitte-Par-
tei in einem Vorstoss, dass der Brutto-
lohn eines Mitglieds der Geschäfts-
leitung der Urner Kantonalbank maxi-
mal das Doppelte des Bruttolohns eines
Regierungsrates betragen darf. Gegen-
wärtig wären dies rund 350 000 Fran-
ken. «Das wäre ein Signal an die Bevöl-
kerung, dass eine im Eigentum des Kan-
tons stehende Gesellschaft massvolle
und faire Löhne bezahlt», erklärte der
Motionär Andreas Gisler am Mittwoch
im Kantonsparlament.

«Eine Million ist zu viel»

Die Chancen stehen gut, dass die Urner
Kantonalbank ihre Spitzenlöhne tat-
sächlich kürzen muss. Der Vorstoss
wird im klar bürgerlich dominierten
Parlament von einer breiten Allianz
getragen. Ihr gehören Parlamentarier
der Mitte, der FDP, der SVP und der
SP an. Dass eine solche Allianz tatsäch-
lich ihre Muskeln spielen lassen kann,
hat sich im vergangenen Mai im Kan-
ton Luzern gezeigt.

Sehr deutlich, mit 101 zu 7 Stimmen,
überwies der Kantonsrat dort ein Postu-
lat der Mitte-Partei. Die Regierung muss
nun die Eignerstrategie für die Luzer-
ner Kantonalbank (LUKB) überarbeiten.
Künftig darf der Lohn des LUKB-CEO
maximal das Dreifache eines Regierungs-
ratssalärs betragen. Der heutige Bank-
chef Daniel Salzmann verdient mit rund
einer Million Franken deutlich mehr als
die künftig möglichen 880 000 Franken.

Der Mitte-Kantonsrat Michael Kur-
mann begründete seinen Vorstoss da-
mit, dass Salzmann fast gleich viel kas-
siere wie Thomas Jordan, der Direk-

tionspräsident der Nationalbank, und
mehr als Hansruedi Köng, der CEO
der Postfinance. Jordan verdiente 2023
knapp mehr als eine Million, Köng rund
830 000 Franken. Der Kanton Luzern
setzt den Hebel nicht nur bei der Ge-
schäftsleitung an, sondern hat auch eine
Obergrenze für die Honorare der Ver-
waltungsratspräsidenten eingeführt.

Luzern ist mit diesem Vorgehen kein
Pionier, sondern profitiert von der Vor-
arbeit in anderen Kantonen. Glarus und
Aargau haben bereits in den Jahren
2013 und 2014 Lohndeckel für die Ge-
schäftsleitungen ihrer Kantonalbanken
eingeführt. Die damals geäusserte Be-
fürchtung, die beiden Kantonalbanken
würden keine Top-Kräfte mehr rekru-

tieren können, haben sich bisher offen-
bar nicht bestätigt.

Auch in den Kantonen Zürich, Basel-
Landschaft und Schwyz stehen die Mana-
gerlöhne bei den Staatsbanken unter
Druck. Zwar haben die Parlamente in
diesen drei Kantonen eine starre Lohn-
deckelung abgelehnt. Der Unmut aus
praktisch allen politischen Lagern war
aber auch hier zu spüren. Insbeson-
dere bei der SVP ist der Ärger über die
«Masslosigkeit der Boni» und «die Gross-
banken-Mentalität» bei den Kantonal-
banken beträchtlich.

Die Bezüger von Spitzenlöhnen kamen
aber nicht ungeschoren weg. Im Zürcher
Kantonsrat stellte die Volkspartei dem
Bankrat im April 2023 eine Art Ultima-

tum: Wolle das Aufsichtsgremium ver-
hindern, dass die gesamte SVP bei der
nächsten Gelegenheit für eine Deckelung
stimme, müsse es innert Jahresfrist das
Entschädigungsreglement für die ZKB-
Geschäftsleitung überarbeiten.

Der Druck der Politik hat bereits Wir-
kung gezeigt.Ab 2024 erhalten die Ange-
stellten mehr fixe Löhne statt Boni. Zu-
dem wird der Anteil der variablen Ver-
gütung, der aufgeschoben ausbezahlt
wird, für Mitglieder der Geschäftsleitung
und Schlüsselpersonen verdoppelt.

Während also bei den Staatsbanken
substanzielle Lohnkürzungen für die
Top-Banker möglich sind, hat sich die-
ses Unterfangen bei den grösseren Ban-
ken bisher als nicht durchführbar erwie-

sen. Vorstösse in diese Richtung gab es
durchaus. Im März 2009 sprach sich der
Nationalrat mit den Stimmen von SVP,
SP und Grünen für eine Lohnbegren-
zung und einen Einsitz des Bundes im
Verwaltungsrat der UBS aus. Dies, nach-
dem die grösste Schweizer Bank in der
Finanzkrise mit Staatsgeldern hatte ge-
rettet werden müssen. Massgeblich be-
teiligt an diesem

Blochers Wut auf die Banker

Entscheid war damals alt Bundesrat
Christoph Blocher. Weil die beiden
Grossbanken UBS und CS von einer
faktischen Staatsgarantie profitierten,
dürften die Vergütungen nicht höher
sein als bei der grössten Kantonalbank,
forderte der einflussreiche SVP-Natio-
nalrat. Blocher drohte sogar mit einer
Volksinitiative, welche die UBS auf-
spalten und die Löhne deckeln würde.
Der Ständerat verzögerte die Abstim-
mung über den Lohndeckel, und die
Idee versandete überraschend schnell.

Im März dieses Jahres flammte die
Diskussion erneut auf. Auslöser war ein
Artikel in der «Bild». Die deutsche Zei-
tung machte publik, dass der UBS-Chef
Sergio Ermotti in den neun Monaten vom
1.April bis zum 31. Dezember 14,4 Millio-
nen Franken verdient hatte. Die Summe
setzt sich aus einem Fixgehalt von 2,1 Mil-
lionen und einer variablen Vergütung von
12,3 Millionen Franken zusammen.

Der SP-Co-Präsident Cédric Wer-
muth forderte in den Zeitungen von
CH Media einen Lohndeckel für «Mons-
terbanken». Seine Begründung klang
ganz ähnlich wie jene von Christoph
Blocher 15 Jahre zuvor: «Sergio Ermot-
tis Lohn ist jenseits von Gut und Böse,
wenn man bedenkt, dass die UBS fak-
tisch über eine Staatsgarantie ver-
fügt.» Der FDP-Präsident Thierry Bur-
kart schrieb auf dem Kurznachrichten-
dienst X: «Die anmassenden Boni-
Exzesse einiger Top-Manager zerstören
das Vertrauen der Bevölkerung in die
Wirtschaft als Ganzes.»

Man darf gespannt sein, wie lange die
Empörung dieses Mal anhält und ob die
UBS-Spitze vom nationalen Parlament
tatsächlich einen Lohndeckel verpasst
bekommt.

In Schwyz und in anderen Kantonen werden die Spitzenlöhne der Staatsbanken von bürgerlichen und linken Parlamentariern kri-
tisiert. Im Bild die Partizipantenversammlung der Thurgauer Kantonalbank Ende Mai 2024. MICHEL CANONICA / CH MEDIA

Fliegt das Handy von der Schule?
In verschiedenen Kantonen müssen sich die Regierungen mit einem Verbot für Smartphones an den Volksschulen befassen

ANDRI ROSTETTER

Kinder haben immer früher ein eigenes
Smartphone, und sie verbringen immer
mehr Zeit damit. Zu diesem Schluss
kommen alle Studien, die diesem Thema
gewidmet sind. Das Handy dominiert
aber nicht nur die Freizeit, auch in der
Schule ist es allgegenwärtig. Gleichzeitig
steigt die Zahl der Volksschulen, die das
Handy im Unterricht oder gleich auf dem
ganzen Schulareal verbieten oder den
Gebrauch zumindest stark einschränken.

In mehreren Kantonen beschäftigt
sich die Politik damit. Im Thurgauer Kan-
tonsparlament wurde vergangene Woche
eine Interpellation eingereicht, die eine
Diskussion über ein Handy-Verbot an
den Schulen in Gang bringen will.

Innerkantonaler Flickenteppich

«Die Jugendlichen kämpfen mit dem
Druck, dass sie ständig online sein und
mit anderen Personen interagieren müs-
sen. Dieser Druck führt zu kognitiver
Überbelastung und psychischem Leid»,
schreiben die Interpellanten Daniel Vet-
terli und Aline Indergand (beide SVP).
Die Bildungsziele seien durch die über-
mässige Nutzung von Smartphone und
sozialen Netzwerken «stark gefährdet».
Die Regierung soll nun beantworten,
ob sie ein Handy-Verbot an den Schu-
len unterstützt. 70 von 130 Kantons-
parlamentariern haben die Interpella-
tion unterzeichnet.

Mit einer ähnlichen Anfrage muss
sich demnächst die Luzerner Regie-
rung beschäftigen. Die Kantonsrätin
Gabriela Schnider-Schnider (Mitte)
will wissen, ob sich die Kantonsregie-
rung bereits mit der Thematik des
Smartphone-Verbots auseinander-
gesetzt habe. Einzelne Schulgemein-
den hätten die Smartphones aus den
Schulen verbannt. Die uneinheitliche
Handhabung im Kanton führe oft zu
Missverständnissen und Diskussio-
nen, schreibt Schnider-Schnider. «Eine
kantonale Vereinheitlichung an allen
öffentlichen Schulen wäre hier sicher-
lich hilfreich.» Vor diesem Hintergrund
stelle sich die Frage, ob auch der Kan-
ton Luzern ein solches Verbot in Er-
wägung ziehe. Ähnliche Vorstösse sind
unter anderem in den Kantonen Zürich,
Basel und Solothurn hängig.

Tatsächlich ist der Umgang mit Smart-
phones nicht nur von Kanton zu Kan-
ton unterschiedlich geregelt, sondern von
Schulgemeinde zu Schulgemeinde. Prak-
tisch in jedem Kanton gibt es die gesamte
Bandbreite: von Schulen ohne jede Rege-
lung bis zu solchen mit restriktiven Ver-
boten. Dazwischen gibt es diverse Ab-
stufungen. Einzelne Schulen kennen ein
striktes Verbot auf dem ganzen Areal, an-
dere setzen auf Einschränkungen wäh-
rend der Unterrichtszeiten, wieder an-
dere beschränken sich auf Restriktionen
während der Pausen.

Dieser innerkantonale Flicken-
teppich zeigt sich etwa in der Ost-

schweiz: In den städtischen Primarschu-
len von Rapperswil-Jona im Kanton
St. Gallen gilt während der Unterrichts-
zeiten ein striktes Verbot für Handys
und alle Arten von digitalen Bild-
und Tonspeichergeräten. Ausnahme-
bewilligungen gibt es nur gegen eine
schriftliche Begründung an die Schul-
leitung. Im Oberstufenzentrum Mühli-
zelg im sankt-gallischen Abtwil dürfen
die Schülerinnen und Schüler seit Be-
ginn dieses Schuljahres das Handy nicht
mehr in der Hosentasche tragen. Die
Jugendlichen seien durch den Vibra-
tionsmodus immer wieder abgelenkt
worden, und das sei für Lehrpersonen
kaum zu kontrollieren gewesen, wie das
«St. Galler Tagblatt» schreibt.

OECD-Studie rät von Verbot ab

Dass die Smartphone-Nutzung unter
Kindern und Jugendlichen bisweilen epi-
demische Ausmasse annimmt, wird in der
Politik kaum mehr bestritten. Was den
Umgang mit der Thematik betrifft, gehen
die Meinungen aber auseinander.

Im Kanton Solothurn hat die Regie-
rung Anfang August deutlich gemacht,
dass sie von einem kantonalen Handy-
Verbot für die Schulen nichts hält. Zum
einen liege es in der Verantwortung der
Schulträger, entsprechende Regelungen
einzuführen. Zum andern gehörten die
digitalen Geräte zur Lebenswelt der
Schülerinnen und Schüler, sie müssten
den Umgang damit lernen. «Gemeinsam

erarbeitete Regelungen werden von den
Schülerinnen und Schülern eher befolgt
als generelle Verbote.»

Die Solothurner Regierung liegt
damit auf der Linie der OECD. Die
Organisation der westlichen Industrie-
staaten rät von einem strikten Smart-
phone-Verbot an Schulen ab. Ein ver-
antwortungsbewusster und gezielter
Einsatz von Handys könne den Lern-
erfolg befördern. Schülerinnen und
Schüler, die täglich ein bis fünf Stun-
den mit Handys oder Tablets lernten,
erzielten bessere Ergebnisse als jene,
die keine digitalen Hilfsmittel einsetz-
ten. Gleichzeitig warnt die OECD vor
grossen Lernrückständen bei Schüle-
rinnen und Schülern, die im Unterricht
mit dem Handy herumspielten.

In der Schweiz besitzen mittlerweile
20 Prozent der sechs- und siebenjähri-
gen Kinder ein eigenes Smartphone.
Bei den 12- und 13-Jährigen sind es
bereits 79 Prozent. Zu diesem Schluss
kommt 2021 die MIKE-Studie der
Zürcher Hochschule für Angewandte
Wissenschaften (ZHAW), eine regel-
mässige Untersuchung des Medien-
nutzungsverhaltens von Primarschul-
kindern in der Schweiz. Krass zuge-
nommen hat die Nutzung insbeson-
dere während der Corona-Jahre. 2020
waren Jugendliche an einem Wochen-
endtag gemäss Selbsteinschätzung rund
fünf Stunden mit dem Handy beschäf-
tigt, wie es in der James-Studie der
ZHAW heisst.
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Diskret und
komfortabel.
Das Haus ViaNova bietet noch mehr
Behaglichkeit und zusätzliche
Angebote für privat und halbprivat
Versicherte.


